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ernd eingreifen können. Da liegt doch die Problem-
lage. Und zusätzliches Geld haben Sie den Univer-
sitäten nicht gegeben.  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Wir haben das im 2012er-Haushalt noch nicht drin. 
Aber Kollegin Schulze und ich haben im Kabinett 
durchgesetzt, dass wir für 2013 eine Ausweisung 
der sonderpädagogischen Kapazitäten vorsehen. 
Das kann ich an dieser Stelle vorgreifend sagen. 
Also bitte bei der Wahrheit bleiben, damit klar ist, 
wer zu verantworten hat, dass wir jetzt die Sonder-
pädagoginnen und Sonderpädagogen nicht haben!  

Meine Damen und Herren, Änderungsanträge von 
FDP und CDU zum Einzelplan 05 hat es nicht ge-
geben. Es sind gleichwohl noch Wünsche geäußert 
worden. Es ist gesagt worden: Eigentlich ist es gut, 
dass Bildung diese Priorität hat. – Also kann man 
doch jetzt erwarten, dass CDU und FDP bei den 
folgenden Reden zu den anderen Einzelplänen 
einmal Gegenfinanzierungsvorschläge machen, 
damit trotz der Priorität für Bildung die Neuverschul-
dung gesenkt werden kann. Ich habe bei den ersten 
Debatten gut zugehört, aber keinen einzigen Ein-
sparvorschlag vernommen.  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Studienbeiträge!) 

Es gab auch keine in den Bereichen Kommunen 
und Polizei. Überall habe ich nur den Wunsch nach 
mehr Geld gehört. Das werden wir schön weiterver-
folgen und am Ende der Debatte natürlich zusam-
menführen. Dann wird nämlich deutlich, dass Sie in 
Bezug auf die Gesamtverantwortung unredlich agie-
ren. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN – Dr. Stefan Berger [CDU]: Stu-
dienbeiträge!) 

– Da bin ich mal gespannt, wie Sie die Entschei-
dung in Bayern begleiten werden. 

Meine Damen und Herren, abschließend möchte 
ich – ich glaube, Frau Pieper hat es getan – das Ko-
operationsverbot ansprechen. Ich habe im Aus-
schuss für Schule und Weiterbildung um Unterstüt-
zung geworben, dass es nicht nur für die Hochschu-
len weiter gelockert, sondern auch für die Schulen 
gelockert werden muss. Wir brauchen für unsere 
Schulen eine gesamtstaatliche Verantwortung von 
Bund, Ländern und Gemeinden, mit denen wir die 
Herausforderungen, die vor uns liegen, bewältigen 
können. Wir haben ein durchaus konstruktives Ge-
spräch aufgrund der Bundesratsentscheidung, die 
auch auf Initiative von Nordrhein-Westfalen zustande 
gekommen ist, mit Bundesministerin Schavan ge-
führt. Für den Schulbereich haben wir die Themen 
„Inklusion“ und „Ganztag“ als zentrale Handlungsfel-
der identifiziert. Daran wird jetzt gearbeitet. Ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie in Ihren Parteien um Unter-

stützung zur Aufhebung dieses Kooperationsverbots 
werben würden.  

Gute Schulpolitik ist immer auch Integrationspolitik, 
Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik. Es ist allemal 
wert, dass wir uns gemeinsam darum kümmern. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Löhrmann. – Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir sind damit am Schluss der 
Beratung des Einzelplans 05, Ministerium für Schule 
und Weiterbildung. Gemäß der interfraktionellen 
Vereinbarung wird die Abstimmung über diesen 
Einzelplan zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. 
(Siehe Abstimmung zu Einzelplan 06) 

Wir steigen damit ein in die Beratung über den  

 Einzelplan 06 
Ministerium für Innovation,  
Wissenschaft und Forschung  

Ich verweise auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1206.  

Ich eröffne die Beratung und erteile als erstem Red-
ner für die CDU-Fraktion Herrn Kollegen Dr. Berger 
das Wort.  

Dr. Stefan Berger (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich zu Beginn der 
Rede zwei Feststellungen treffen.  

Erstens: Noch nie studierten so viele Menschen an 
nordrhein-westfälischen Hochschulen. Es sind über 
632.000 Studierende. Das ist ein historischer 
Höchststand. Das ist ein guter Erfolg für Nordrhein-
Westfalen, und das ist gut für dieses Land. 

(Beifall von der CDU) 

Zweitens: Demgegenüber, Frau Schulze, gab es 
jedoch noch nie eine Wissenschaftsministerin, die 
so spät und so unzureichend auf die Herausforde-
rungen, die jetzt vor uns liegen, reagiert hat, wie 
Sie.  

(Beifall von der CDU) 

Zum Haushalt. In der Tat – und das ist richtig – 
weist das Haushaltsvolumen im Einzelplan mit über 
6,6 Milliarden € einen historischen Höchststand auf. 
Das erscheint zunächst einmal erfreulich.  

Fakt ist jedoch: Wenn man den einzelnen Studie-
renden betrachtet, ergibt sich ein anderes Bild. Er-
mittelt man nämlich die Ausgaben pro Kopf für den 
Einzelnen, so stellt man fest, dass im Jahr 2011 bei 
einem Haushaltsvolumen von 6,2 Milliarden € eine 
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Ausgabe pro Studierendem von 10.524 € vorlag. 
Untersucht man jetzt das Jahr 2012, so stellen wir 
aufgrund der steigenden Studierendenzahlen fest, 
dass die Ausgaben pro Kopf lediglich 10.506 € be-
tragen. Man kommt zu folgendem Ergebnis: Die 
Ausgaben pro Studierenden sind in einem Jahr um 
18 € pro Kopf gesunken.  

Diese Aussage allein, Frau Schulze, belegt schon 
Ihr Scheitern in dem Bemühen, die Bedingungen für 
den Einzelnen zu verbessern. Weniger Geld für den 
Einzelnen heißt schlechtere Studienbedingungen 
für den Einzelnen, obwohl das Gesamthaushaltsvo-
lumen so hoch ist wie noch nie – für den Einzelnen 
noch weniger als im letzten Jahr. 

Nun rächt es sich, dass Ihre Landesregierung 
Wahlgeschenke gemacht hat, zum Beispiel in Form 
der Abschaffung der Studienbeiträge. 

(Zuruf von der SPD: Was wollen Sie denn?) 

Sie verzichten hier auf Hunderte von Millionen Euro, 
durch die die Studienbedingungen nachhaltig ver-
bessert würden. Sie werfen jetzt Nebelkerzen, Frau 
Schulze! 

(Zuruf von der SPD: Das sind Ihre eigenen!) 

Sie rufen nach dem Bund. Sie sagen, der Bund sol-
le die Mittel für den Hochschulpakt II erhöhen, damit 
Ihr Wahlgeschenk, die Abschaffung der Studienbei-
träge, durch den Bund mitfinanziert wird. Das ma-
chen wir an dieser Stelle in dieser Form so nicht mit. 
Man sieht ganz klar, Frau Schulze: Sobald Sie auf 
sich selbst gestellt sind, sobald Sie aus eigener 
nordrhein-westfälischer Kraft die Herausforderun-
gen bestreiten sollen, sind Sie klar überfordert. 

Dasselbe Bild ergibt sich bei der Schaffung von 
Wohnheimplätzen. Vorgestern, also keine zwölf 
Monate vor dem doppelten Abiturjahrgang, haben 
Sie ein Bauprogramm für 3.000 Wohnheimplätze 
vorgelegt. Das wäre eigentlich ein gutes Signal, 
wenn es vor einem Jahr oder vor zwei Jahren be-
gonnen hätte. Sie kommen hier an dieser Stelle – 
und das ist jedem klar – aber völlig zu spät. Deswe-
gen hat die gestrige Presse auch zu Recht von un-
nötiger Hast und sogar von Torschlusspanik in den 
Kommentaren gesprochen. 

Niemand nimmt Ihnen ab, dass Sie erst vorgestern 
gemerkt haben wollen, dass sich seit Jahren immer 
mehr Studierende einschreiben und dass jetzt ein 
doppelter Abiturjahrgang vor der Tür steht. 

Sie zitieren immer die Zahlen der Kultusministerkon-
ferenz und sagen, die Kultusministerkonferenz hätte 
die Zahlen früher anpassen müssen. Ja, nun gut, 
Sie selbst sind Mitglied in der Kultusministerkonfe-
renz. Frau Löhrmann sitzt im Präsidium der Kultus-
ministerkonferenz. Sie hätten der Kultusministerkon-
ferenz mitteilen können, dass in Nordrhein-
Westfalen mehr und mehr Studenten studieren. 
Dann hätte die Kultusministerkonferenz ihre Zahlen 
vielleicht einmal aktualisiert. Das ist Ihr Punkt.  

Andere Bundesländer sind wesentlich weiter. Das 
Deutsche Studentenwerk listet auf, dass sich in Ba-
den-Württemberg 3.100 Plätze, in Hessen 1.670 
Plätze, in Bayern 2.420 Plätze und nur in Nordrhein-
Westfalen bis vorgestern 593 Plätze im Bau oder in 
Planung befanden. Frau Schulze, auch hier spre-
chen die Zahlen eine klare Sprache: Andere Bun-
desländer haben längst gehandelt. Sie, Frau Schul-
ze, kommen zu spät und sind von den Ereignissen 
getrieben.  

(Beifall von der CDU) 

Dasselbe zieht sich im Bereich der BAföG-Bearbei-
tung durch. Die Arbeitsgemeinschaft der Studen-
tenwerke hatte im März Alarm geschlagen. Auf ei-
nen Sachbearbeiter in Nordrhein-Westfalen kom-
men 670 Fälle pro Jahr. In Bayern sind es nur 550 
Fälle. Die Anzahl der BAföG-Empfänger steigt hier 
auch. Nicht zu Unrecht sind deswegen diverse As-
ten empört über die Situation und sprachen in einer 
Pressemitteilung von September 2012 darüber, 
dass das Ministerium die Studentenwerke und Tau-
sende von Studierenden im Stich lassen würde. Ich 
weiß, dass Sie danach reagiert haben. Aber auch 
an dieser Stelle sind Sie wieder Getriebene der Er-
eignisse und nicht, wie es sich eigentlich für eine 
Ministerin gehört, Herrin des Verfahrens.  

Untätigkeit findet sich auch im Bereich der Qualität 
der Lehre. Nach Angaben Ihres Ministeriums kom-
men auf einen Professor in Nordrhein-Westfalen 
fast 70 Studierende. Im Schnitt sind es bundesweit 
56 Studierende. In Niedersachsen sind es nur 
47 Studierende. Nach Ihren eigenen Angaben hat 
Nordrhein-Westfalen das schlechteste Professoren-
Studierenden-Verhältnis pro Kopf in Deutschland. 

Nimmt man jetzt noch die eingangs erwähnte Tat-
sache hinzu, dass die Ausgaben pro Kopf pro Stu-
dierenden hier in Nordrhein-Westfalen sinken, ist 
das eine sehr ungute Entwicklung. Wir haben keine 
Idee, wie Sie dagegen steuern werden. Das muss 
sich dringend ändern. 

(Beifall von der CDU) 

Zusammenfassend sind es drei Punkte, die begrün-
den, warum wir diesen Haushalt ablehnen.  

Erstens: Wir steuern mit großen Schritten auf den 
doppelten Abiturjahrgang zu. Sie, Frau Schulze, ha-
ben weder einen Plan noch ein Konzept, wie mit 
den Herausforderungen dieses Studierendenauf-
wuchses umzugehen ist, oder aber sie kommen, 
wie beschrieben, viel zu spät. 

Ja, Frau Schulze, Sie stehen an der Spitze eines 
Ministeriums, das einen steigenden Haushalt hat. 
Das ist aber nicht nur Ihr Verdienst. Die Erhöhung 
geht zum einen auf rechtliche Verbindlichkeiten zu-
rück. Zum anderen sind es auch Maßnahmen der 
alten Landesregierung, wie zum Beispiel das FH-
Ausbauprogramm unter Prof. Dr. Pinkwart, von de-
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nen Sie jetzt profitieren. Das muss man der Voll-
ständigkeit halber erwähnen. 

Absolut betrachtet – ich wiederhole es –, ist der 
Haushalt so hoch wie noch nie. Pro Kopf gibt es 
aber weniger als im Vorjahr. 

Der zweite Punkt: Wir vermissen von Ihnen ein 
Konzept, das über den Tag hinausgeht. Sie geben 
keine Antworten, wie Sie mit dem Wissenschafts-
standort Nordrhein-Westfalen zukünftig umgehen 
wollen. Mit einem Gender-Forschungsprogramm 
wird es Ihnen ebenso wenig gelingen, Nordrhein-
Westfalen fit für die Zukunft zu machen, wie mit der 
Abschaffung der Studiengebühren. Beides ist nicht 
geeignet, die Wissenschaftslandschaft in Nordrhein-
Westfalen sicher in die nächsten zehn, 20 Jahre zu 
führen. Hier vermissen wir ein klares Konzept.  

Frau Schulze, Sie sind jetzt seit zweieinhalb Jahren 
Ministerin und sitzen auf diesem Posten. Dass die 
Schuhe Ihres Vorgängers Andreas Pinkwart sehr 
groß für jeden Nachfolger sein würden, wussten wir 
von Anfang an.  

(Beifall von der FDP – Zurufe von der SPD) 

Dass Sie aber so kleine Füße haben, das hätte ich 
nicht gedacht. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter. – Als nächstem Redner erteile 
ich für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen Schultheis 
das Wort. 

Karl Schultheis (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Dr. Berger, wenn die Schuhgröße eines ein-
zelnen Abgeordneten der Maßstab wäre, müssten 
Sie auch Spuren hinterlassen. Die sehe ich leider 
nicht.  

(Heiterkeit) 

Herr Dr. Berger, ich will zunächst auf die Anmer-
kungen eingehen, die Sie gemacht haben, weil es ja 
auch eine lebendige Debatte sein soll: 

Frau Ministerin Löhrmann hat eben darauf hinge-
wiesen, im Schulausschuss sind keine Anträge ge-
stellt worden. Auch im Ausschuss für Innovation, 
Wissenschaft und Forschung sind Ihrerseits keine 
Anträge gestellt worden.  

Ich will das Thema „Studiengebühren“ aufgreifen, 
das Sie leider – oder Gott sei Dank – nicht aufge-
ben. Denn das erinnert immer die Studierenden und 
ihre Eltern daran, welchen Mehrwert ihre Kinder ha-
ben, dass sie ohne zusätzliche Kostenbelastung ein 
Studium ergreifen und durchführen können. Das 
führt auch zu der von Ihnen gelobten hohen Anzahl 
von Studierenden an Nordrhein-Westfalens Hoch-
schulen. Da besteht ein Zusammenhang, dass wir 

in der Lage sind, hier in Nordrhein-Westfalen Bil-
dungspotenziale weiter auszubauen und weiter zu 
gewinnen – in dem Sinne, wie es Frau Ministerin 
Schulze und unsere Ministerpräsidentin deutlich 
machen: kein Kind zurücklassen, keinen jungen 
Menschen zurücklassen, Talente fördern, um damit 
auch die Zukunftschancen unseres Landes zu si-
chern. Denn mit gut ausgebildeten Fachkräften er-
reichen wir eine stärkere Wirtschafts- und Steuer-
kraft, um das zu finanzieren, was wir hier gemein-
sam verantworten. 

Zur Abschaffung der Studiengebühren, Herr 
Dr. Berger, sollten Sie auch mal mit Herrn Laumann 
sprechen. Sie wechseln sehr stark die Position. Im 
Landtagswahlkampf haben Sie sich schon einmal 
der Position der SPD angeschlossen. Dann haben 
Sie sie wieder aufgegeben. Ich bin gespannt, wie 
Ihre Position drei Monate vor der nächsten Land-
tagswahl aussehen wird. Entscheiden Sie sich end-
lich mal gegen Studiengebühren! Das würde die-
sem Hause und natürlich auch der CDU gut zu Ge-
sicht stehen.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

In Bayern scheint man weiter zu sein als in Nord-
rhein-Westfalen.  

Was die Wohnheimplätze und die Vorsorge für die 
jungen Studierenden angeht, muss ich Sie daran 
erinnern, dass von 2005 bis 2010 CDU und FDP 
hier im Landtag die Verantwortung getragen haben. 
Sie haben – das war eine Ihrer ersten Maßnahmen, 
die Sie gemeinsam ergriffen haben – die Zuschüsse 
für die Studentenwerke um 20 % gekürzt. 

Die jetzige Landesregierung hat die Bezuschussung 
der Studentenwerke Schritt für Schritt wieder ange-
hoben. Dazu gehören auch die Ausgaben für die 
BAföG-Ämter und die Wohnheimplätze. Sie haben 
nicht Vorsorge getroffen.  

(Zuruf von Dr. Stefan Berger [CDU]) 

– Ja, Sie haben sehenden Auges irgendwelche 
Stichwörter in die Welt gesetzt, ohne das dafür Er-
forderliche finanziell zu hinterlegen, nämlich den 
Ausbau der Studienplätze, den Ausbau der Fach-
hochschulen, der jetzt finanziert wird. Damit dicke 
Pressemitteilungen zu machen, ist eine Sache, es 
schlussendlich finanzieren zu müssen und durch-
ziehen, ist eine ganz andere. Deshalb bin ich dem 
Finanzminister und der Landesregierung dankbar, 
dass es zu dieser hohen Steigerung des Wissen-
schaftshaushalts 2012 kommt. Ich gehe davon aus, 
dass wir die entsprechende Steigerung auch im 
nächsten Jahr fortschreiben müssen, um der größe-
ren Zahl von Studierenden in Nordrhein-Westfalen 
ein erfolgreiches Studium zu ermöglichen.  

Die BAföG-Bearbeitung haben wir hier intensiv dis-
kutiert. Die Lage stellt sich nicht so dar, wie Sie sie 
darzulegen versuchen. Die BAföG-Anträge werden 
bearbeitet. Dass die Zahl derjenigen, die einen An-
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trag stellen können, größer wird, dafür stehen wir 
auch. Denn wir haben gefordert, dass das BAföG 
angepasst wird, was die Leistungen und den Kreis 
der Leistungsbezieher angeht. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Abgeord-
neter, entschuldigen Sie bitte. Lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Busen von der FDP zu? 

Karl Schultheis (SPD): Selbstverständlich. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Bitte, Herr Kol-
lege. 

Karlheinz Busen (FDP): Herr Kollege, finden Sie 
es sozial gerecht, dass Studierende alles kostenlos 
bekommen und ein kleiner Handwerksgeselle, der 
seine Meisterprüfung machen will, bis zu 10.000 € 
aus eigener Tasche bezahlen muss? 

Karl Schultheis (SPD): Davon abgesehen, dass es 
sehr unterschiedliche Zuständigkeiten für die beruf-
liche Bildung gibt, haben Sie als schwarz-gelbe 
Bundesregierung vielfache Möglichkeiten, die finan-
ziellen Rahmenbedingungen zu verbessern. Gerade 
für den Handwerksbereich ist das Meister-BAföG in 
Gang gesetzt worden. Ich kann mir sehr gut vorstel-
len, dass jegliche Ausbildung für Fachkräfte nicht 
zulasten von Studierenden oder Auszubildenden 
geht. 

(Beifall von der SPD) 

Daran können wir gerne gemeinsam arbeiten – kei-
ne Frage. Aber Sie belasten durch die Studienge-
bühren gerade die Eltern, die im Handwerk arbeiten. 
Möglicherweise muss die Mutter an der Kasse im 
Supermarkt ihr Geld verdienen und soll zusätzlich 
Gebühren bezahlen. Diese Gruppe belasten Sie 
insbesondere, und dadurch behindern Sie die Bil-
dungsbeteiligung der Bevölkerungsschichten, die 
über niedrige und mittlere Einkommen verfügen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist Ihr sozialpolitischer und bildungspolitischer 
Ansatz, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Christian Lindner [FDP]: Das ist nicht so, und 
das wissen Sie auch besser! Die Obergrenze 
war immer die des BAföGs, das heißt, es gab 
keine Zusatzbelastung!) 

– Absoluter Unsinn. Bis zu 10.000 € Studiengebüh-
ren müssen bezahlt werden.  

(Christian Lindner [FDP]: Nein!) 

Herr Lindner, Sie haben immer versucht, dieses 
Märchen zu erzählen. Es ist ein Märchen. 

(Christian Lindner [FDP] schüttelt den Kopf.) 

Die Belastung traf all diejenigen, die hier Studien-
gebühren bezahlen mussten. Wir kennen genügend 
Leute, die uns berichten, insbesondere auch viele 
Eltern, nicht nur die Studierenden selbst. 

(Christian Lindner [FDP]: Es gab keine höhe-
re Belastung als BAföG!) 

– Es wird nicht richtiger, Herr Lindner, indem Sie 
dazwischenrufen. Es ist einfach falsch. Die Belas-
tung war da; wir haben sie weggenommen. Das ist 
gut so, und das soll auch so bleiben. 

(Beifall von der SPD – Christian Lindner 
[FDP]: Nein!)  

Das soll auch so bleiben. Dafür treten wir an. Wie 
gesagt: Vielleicht überlegt sich die CDU ja, wie sie 
in Zukunft damit umgehen will. 

Wir finden es gut, dass die Globalhaushalte für die 
Hochschulen um 8,6 % steigen. Bekanntlich können 
unsere Hochschulen mittlerweile auch Rücklagen 
für Maßnahmen bilden, die in den kommenden Se-
mestern erforderlich sind. Das ist ein gutes Signal. 
Es zeigt, dass die Hochschulen nicht so unterfinan-
ziert sind, wie Sie es hier darzustellen versuchen, 
sondern dass sie durchaus Handlungsmöglichkeiten 
im finanziellen Rahmen haben. 

Wir erwarten allerdings, dass die Aktivitäten der Mi-
nisterin in Richtung Bundesregierung in Bezug auf 
die Hochschulpakte dazu führen, dass der Bund 
sich bewegt, 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

dass die Bundesbildungsministerin den Deckel beim 
Hochschulpakt aufhebt und dass wir die Zahl der zu 
fördernden Studienplätze dem tatsächlichen Bedarf 
anpassen können. Darum geht es jetzt in nächster 
Zeit, damit wir im kommenden Jahr, in 2013, den 
doppelten Abiturjahrgang hier auch bewältigen kön-
nen und den Hochschulen dabei helfen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Haushalt setzt 
aber auch deutliche Akzente im Bereich der Förde-
rung des Forschungs- und Technologiestandorts. 
Es ist uns gelungen, in Mülheim ein weiteres Max-
Planck-Institut zur Energiekonversion auf den Weg 
zu bringen. Daran wird sich das Land mit 45 Millio-
nen € beteiligen. Das passt zum Thema „Energie-
wende“. Herr Altmaier wird uns sicherlich dafür 
dankbar sein, dass Nordrhein-Westfalen als Ener-
gieland Nummer eins mit dieser Maßnahme einen 
wichtigen forschungspolitischen Akzent setzt. 

Darüber hinaus wird das Land Nordrhein-Westfalen 
bezüglich der Infrastruktur für Höchstleistungsrech-
ner mit dem Ausbau des Petaflop-Computers in Jü-
lich einen Akzent setzen. 

An dieser Stelle ist auch die Zusammenlegung von 
zwei Biotechnologieinstituten, die bisher im Wesent-
lichen durch das Land Nordrhein-Westfalen finan-
ziert worden sind, am Forschungszentrum Jülich zu 
nennen. Da haben wir jetzt eine Bund-Länder-
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Finanzierung hinbekommen. Frau Ministerin, dafür 
ist auch Ihrem Haus zu danken; denn darüber ge-
winnen wir neue Spielräume, die erforderlich sind, 
um den Standort Nordrhein-Westfalen auch als In-
dustriestandort weiterzuentwickeln und die Wis-
sensbasis dafür zu schaffen. Dafür steht die SPD-
Landtagsfraktion; dafür steht die Regierung, die wir 
unterstützen. 

Meine Damen und Herren, uns ist vor dem jetzt vor 
uns stehenden Jahr nicht bange. Wir wissen, dass 
die Ärmel hochgekrempelt werden. Frau Ministerin, 
wir werden Sie dabei unterstützen. Ich gehe davon 
aus, dass Ihre Anstrengungen auch im Haushalt 
2013 ihren Widerhall finden werden. Wir werden 
dies jedenfalls unterstützen: den Ausbau der Stu-
dienplätze, die soziale Absicherung der Studieren-
den, den Bau von Wohnheimplätzen durch das 
neue Förderprogramm und natürlich auch die Ent-
wicklung des Forschungsstandorts Nordrhein-
Westfalen. 

Meine Damen und Herren, folgen Sie uns. Wir sind 
auf einem guten Wege. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schultheis. – Für die FDP-
Landtagsfraktion erteile ich nun Frau Kollegin Frei-
muth das Wort. 

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Zwar ist das heute schon mehr-
fach angesprochen worden; aber es ist wirklich eine 
groteske Situation, dass wir sieben Wochen vor 
Jahresende 2012 den Etatentwurf der rot-grünen 
Landesregierung für das Haushaltsjahr 2012 hier in 
zweiter Lesung beraten. 

(Karl Schultheis [SPD]: Haben Sie eine Alter-
native?) 

Bei der Verabschiedung wird er in der Tat zu elf 
Zwölfteln bereits vollzogen sein. Gestatten Sie mir 
deswegen den Hinweis, dass es an dieser Stelle 
obsolet ist, sich zum Beispiel mit den Änderungsan-
trägen der Piratenfraktion hier seriös auseinander-
setzen; denn wir können faktisch nichts mehr an 
diesem Haushalt ändern, weil durch den Haushalts-
vollzug bereits maßgeblich Fakten geschaffen wer-
den. 

Deswegen sollten wir uns eher den politischen Ent-
scheidungen bzw. den politischen Bewertungen 
zuwenden. Hier muss man sagen: „Fröhliche Kon-
zeptlosigkeit“ ist eine Beschreibung; „Fehlentschei-
dungen“ ist sicherlich als eine weitere zu nennen. 

(Beifall von Christof Rasche [FDP]) 

Statt zur Verlässlichkeit für Hochschulen, Lehrende 
und Studierende tragen die Debatten um die Be-

schneidung der Hochschulfreiheit und den fehlen-
den Versuch der Anpassung der W2- und W3-
Besoldung – um nur zwei Punkte zu nennen; wir 
kommen nachher sicherlich noch auf weitere zu 
sprechen – nur dazu bei, dass Unsicherheit und 
Planlosigkeit hier untermauert werden. Nachvoll-
ziehbare Konzepte in entscheidenden Fragen der 
Hochschul- und Wissenschaftspolitik fehlen. Zum 
Beispiel: Wie begegnet das Land Nordrhein-
Westfalen den steigenden Studierendenzahlen? 
Welche Maßnahmen werden zur Verbesserung der 
Lehr-, Lern- und Studienbedingungen und damit 
auch zur Senkung der Abbrecherquoten ergriffen? 
Welche Umsetzung und Weiterentwicklung des Bo-
logna-Prozesses werden hier angestoßen? – Nichts 
von alledem ist erkennbar. Absolute Fehlanzeige! 
Fröhliche Ideenlosigkeit! 

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Natürlich ist es löblich, wenn Herr Kollege 
Schultheis und wahrscheinlich auch gleich Frau Kol-
legin Dr. Seidl die Landesregierung von Amts we-
gen hier bejubeln. Liebe Kollegen, liebe Kollegin-
nen, schauen Sie sich aber einfach einmal die Rea-
lität an. Gehen Sie doch einmal in die Hochschulen. 
Hören Sie doch einfach einmal zu. Viele Universitä-
ten müssen den Rotstift ansetzen und haben alle 
Hände voll zu tun – das tun sie in der Tat auch mit 
einem bemerkenswerten Engagement –, um die 
120%ige Auslastung überhaupt irgendwie zu meis-
tern. Sachmittel werden eingefroren; Personalmittel 
werden gekürzt; Seminare, Tutorien, Mensen und 
Wohnheime platzen aus allen Nähten. Da gibt es 
leider nur wenig Grund zum Jubeln. 

Im Haushaltsentwurf 2012 findet sich auch kein 
Grund dafür. Die Eckdaten des Haushaltsentwurfs 
zeigen, dass sich die Mittelsteigerung für die Hoch-
schulen in Wahrheit, wenn man die unzureichenden 
sogenannten Kompensationsmittel einmal heraus-
rechnet, mit 130 Millionen € in überschaubarem 
Rahmen hält. Stellen wir dann noch die Relation zur 
Entwicklung der Studierendenzahlen her – mittler-
weile haben wir in Nordrhein-Westfalen erfreuli-
cherweise über 630.000 Studierende –, schwindet 
jegliche Anerkennung für die unzureichende Mittel-
steigerung. 

(Beifall von Dr. Joachim Stamp [FDP] und 
Dr. Stefan Berger [CDU]) 

Meine Damen und Herren, Bildung und Qualifikation 
sind die Schlüssel zur Innovationskraft und damit 
auch zur Grundlage des Wohlstandes unserer Ge-
sellschaft. Deshalb war und ist es auch ein Kernan-
liegen der FDP, dass wir durch eine seriöse Politik 
der Haushaltskonsolidierung, durch Vermeidung 
von Bürokratie und durch Beschränkung des Staa-
tes auf seine Kernaufgaben die notwendigen Spiel-
räume auch für Investitionen in Bildung und Hoch-
schule schaffen. Hierbei geht es entscheidend auch 
darum, die verfügbaren Mittel vernünftig einzuset-
zen und die Kreativität, welche zusätzlichen Mittel 
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wir darüber hinaus noch mobilisieren können, um 
die dringend notwendigen Aufgaben schultern zu 
können, zu nutzen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Daniel Düngel) 

Ich will an dieser Stelle noch einmal klar bekennen: 
Ich halte es nach wie vor für einen Fehler, dass Sie, 
Rot-Grün, den Hochschulen die Möglichkeit ge-
nommen haben, mit und von den Studierenden Bei-
träge zu erheben, um die Studienbedingungen an 
den Hochschulen zu verbessern. Ich halte es nach 
wie vor für vertretbar – auch im Vergleich zur 
Handwerksmeister- und zur Technikerausbildung, 
um zwei Beispiele zu nennen –, Studierende mit ei-
nem Beitrag auf Darlehensbasis an den Qualitäts-
verbesserungen ihrer Ausbildung, die ihnen im 
Durchschnitt mehr als ein existenzsicherndes Ein-
kommen ermöglicht, zu beteiligen. 

(Beifall von der FDP) 

Wenn dieses Darlehen nachgelagert einkommens-
abhängig nach Eintritt in den Beruf zurückgezahlt 
wird, vermag ich daran nichts Verwerfliches zu ent-
decken. Ein Studium ist eine Investition in unsere 
Gesellschaft, aber auch für jeden einzelnen Studie-
renden persönlich.  

Gestatten Sie mir noch einen Hinweis zum Thema 
„Studienmotivation“. Alle Studien hierzu haben ge-
zeigt, dass es eine sogenannte abschreckende Wir-
kung von Studienbeiträgen, und zwar in der Form, 
wie wir sie hier in Nordrhein-Westfalen unter CDU 
und FDP eingeführt haben, real nicht gibt. 

(Zuruf von der SPD: Stimmt nicht!) 

Der leichte Rückgang bei den Studierendenzahlen 
zum Wintersemester 2012/2013 bei gleichzeitigem 
Anstieg der Hochschulzugangsberechtigten lässt 
sich auch bei noch so viel Biegen und Brechen wohl 
kaum als eine empirische Begründung für Ihre The-
se anführen.  

Wenn ich mir dann noch anschaue, welchen Zulauf 
private Hochschulen in unserem Land haben – mit 
teilweise erheblich höheren Studienbeiträgen –, 
dann stellt sich mir in der Tat die Frage, welche 
Wertschätzung qualitativ hochwertige Studienbe-
dingungen letztlich erfahren. 

(Karl Schultheis [SPD]: Was sagen denn 
Studiengebühren über Qualität aus?) 

– Die Studienbeiträge durften und konnten aus-
schließlich dafür verwandt werden und sind auch 
dafür verwandt worden, die Studienbedingungen zu 
verbessern. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Es ist auch eine Frage der Chancengerechtigkeit, 
auch eine Frage der Durchlässigkeit des Bildungs-
systems, die uns als FDP sehr wichtig ist, dass wir 
mit der Qualität der Lehre und der Qualität des Stu-
diums die Grundlagen dafür schaffen, dass wir eine 

individuelle Förderung auch der akademischen Ta-
lente hinbekommen und ein leistungsstarkes Bil-
dungs- und Hochschulsystem haben. 

Macht es Sie nicht nachdenklich, dass es auch 
Ihnen mit der Abschaffung der Studienbeiträge – 
Sie haben sie ja nun mal abgeschafft – nicht gelun-
gen ist, mehr Kinder von Eltern ohne Hochschulab-
schluss oder mehr Kinder mit Migrationshintergrund 
für die Aufnahme eines Studiums zu motivieren? 

(Beifall von der FDP) 

Wo sind denn Ihre Konzepte, um tatsächlich zu ei-
ner qualitativen Verbesserung der Studienbedin-
gungen an unseren Hochschulen zu kommen? 

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

Im Etatentwurf 2012 findet sich dazu überhaupt 
nichts.  

Meine Damen und Herren, die individuelle Förde-
rung auch der akademischen Talente verlangt doch 
gerade, dass wir Fähigkeiten und Talente ausbilden, 
verlangt eine Verbesserung der Betreuungsrelation 
durch Tutorien, Personal und Beratungsangebote 
für die Studierenden. Die Studienbeiträge waren 
zweckgebunden, waren kapazitätsneutral genau für 
diese Bereiche zu verwenden. Und sie würden sich 
auch heute weiter positiv auswirken. 

Die von Ihnen vorgenommene Deckelung der soge-
nannten Kompensationsmittel trägt doch in keiner 
Weise dem tatsächlichen Anstieg der Studierenden 
und den Anforderungen der Realität Rechnung. Die 
Hochschulen haben heute für den Qualitätsausbau 
weniger als noch mit den Studienbeiträgen. Und 
das ist doch die Verlogenheit – das lasse ich Ihnen 
nach wie vor nicht durchgehen –: Sie nehmen mut-
willig eine Verschlechterung der Studienbedingun-
gen in unserem Land in Kauf. 

(Beifall von der FDP) 

Sie lassen damit die Studierenden im Stich.  

Jetzt könnte ich noch den fröhlichen Aktionismus 
mit Blick auf Anträge zu BAföG, Bearbeitungszeiten, 
Wohnraumnot und Mensen anführen. Alles ist zu-
treffend beschrieben. Aber wo sind denn die Ansät-
ze im Haushaltsentwurf 2012? Davon ist nichts drin. 
Das ist alles nur blinder Populismus und Aktionis-
mus, der hier gestartet wird. 

(Karl Schultheis [SPD]: 6,6 Milliarden – nichts?!) 

In den großen Punkten absolute Fehlanzeige!  

Ich will an dieser Stelle noch einen anderen Punkt 
ansprechen, der mir bei diesem Haushaltsentwurf 
und bei der Politik, die wir bisher in diesem Bereich 
zur Kenntnis nehmen müssen, fehlt. Es ist absolut 
bedauerlich, dass hier nicht erkennbar ist, dass man 
sich mit den Themenbereichen Innovation, For-
schung und Technologie irgendwie anfreunden will. 
Mehr als blumige Worte haben wir bisher nicht ver-
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nommen. Da hilft auch ein Projektname „Fortschritt 
Nordrhein-Westfalen“ nicht. 

Wo bleibt denn ein tatsächlicher Innovationsplan für 
das Land Nordrhein-Westfalen? Wo bleibt die Lob-
by für die Innovationskraft, die nicht nur an unseren 
Hochschulen, sondern insbesondere in der mittel-
ständischen Wirtschaft dringend gesucht wird? Wo 
bleibt ein vernetztes Vorgehen aller Innovationskräf-
te unseres Landes? Wäre es nicht die Aufgabe ei-
ner Innovationsministerin, hier wichtige Impulse zu 
setzen und die Kräfte zu vernetzen? Oder wartet sie 
etwa auf die Amtshilfe von Herrn Minister Duin, der 
jetzt aber nicht da ist? 

Bei aller Wertschätzung: Ihr Anspruch, Frau Ministe-
rin, sollte ein anderer sein. Innovation verdient in 
Nordrhein-Westfalen wesentlich mehr als nur eine 
eindimensionale Betrachtung.  

Deswegen appelliere ich abschließend – weil Frau 
Ministerin Löhrmann es gerade beim letzten Einzel-
plan noch einmal auf den Punkt gebracht hat –: 
Lassen Sie die Finger weg von der Beschränkung 
der Hochschulfreiheit! Sie ist existenziell notwendig, 
damit wir uns in Nordrhein-Westfalen tatsächlich zu 
einem Innovationsland entwickeln können. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Freimuth. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, meine Damen 
und Herren, ich darf die Debatte aus aktuellem An-
lass kurz unterbrechen. Auf der Besuchertribüne 
haben in der Zwischenzeit Ehrengäste Platz ge-
nommen. Mit Freude begrüße ich den neuen Be-
fehlshaber der britischen Streitkräfte in Deutsch-
land, der vor wenigen Wochen dieses Amt über-
nommen hat und bei der Landtagspräsidentin heute 
seinen Antrittsbesuch macht. Herzlich willkommen, 
Herr Generalmajor John Henderson! 

(Allgemeiner Beifall) 

Herr Generalmajor, der Landtag Nordrhein-
Westfalen freut sich sehr über Ihren Besuch und 
wünscht Ihnen in Ihrem verantwortungsvollen Amt 
des Befehlshabers der britischen Streitkräfte in 
Deutschland mit Sitz in Herford viel Erfolg und alles 
Gute.  

Ihr Besuch führt die traditionell guten freundschaftli-
chen Beziehungen zwischen Großbritannien und 
Nordrhein-Westfalen weiter fort. In diese Freund-
schaft schließe ich ausdrücklich die Soldaten der 
britischen Streitkräfte und deren Familien ein, die in 
der nordrhein-westfälischen Bevölkerung höchstes 
Ansehen genießen. Die Hilfe britischer Soldaten 
beim Wiederaufbau unseres Landes nach seiner 
Gründung 1946 werden wir niemals vergessen.  

Ich danke Ihnen für Ihren Besuch und wünsche 
Ihnen eine erfolgreiche Amtszeit in Deutschland.  

(Allgemeiner Beifall) 

Damit kehren wir zur Tagesordnung zurück. Für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen darf ich das Wort 
an Frau Dr. Seidl geben. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon bemer-
kenswert, Herr Berger, wie resistent Sie gegenüber 
jeglicher Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit 
sind, wie Sie sich heute allen seriösen Zahlen ver-
schließen und stattdessen Populismen vor sich her-
tragen, dass es nur so trieft.  

(Lachen von Dr. Stefan Berger [CDU]) 

Wenn Sie heute zum wiederholten Male die Be-
hauptung aufstellen – Frau Freimuth hat das eben 
auch getan –, die Hochschulen hätten mit der Ab-
schaffung der Studiengebühren weniger Finanzmit-
tel zur Verfügung, dann ist das eine bewusste Irre-
führung der Öffentlichkeit.  

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN – 
Dr. Stefan Berger [CDU]: Pro Kopf, nicht ab-
solut!) 

Denn selbst ohne die 249 Millionen €, die wir den 
Hochschulen zur Verbesserung der Qualität zusätz-
lich zur Verfügung stellen, haben die Hochschulen 
pro Studierendem in 2012 gegenüber der Bezugs-
größe im Jahr 2009 mehr Geld in der Tasche als 
vorher. Das ist die Realität.  

(Dr. Stefan Berger [CDU] fasst sich an den 
Kopf, zeigt einen „Vogel“ und ruft: Gegenüber 
2009?) 

– Ich weiß nicht, welche Wahrnehmung Sie haben.  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Gegenüber 2009?) 

Aber vielleicht hilft es, in diesem Zusammenhang 
die Stimmen der Hochschulen zu hören. Der Rektor 
der Universität zu Köln, der größten Hochschule in 
Nordrhein-Westfalen, hat am 24. Januar bei seiner 
Rede zum Jahresempfang gesagt – Herr Berger, 
ich zitiere –:  

„Die Studienbeiträge wurden zwar abgeschafft; 
jedoch hat das Land sein Versprechen gehalten 
und sie durch sog. Qualitätsverbesserungsmittel 
ersetzt. Diese liegen für die Kölner Uni zwar et-
was unter dem, was durch Studienbeiträge ein-
genommen wurde. Aber in der Gesamtschau 
kann man letztendlich doch feststellen: Im Ver-
gleich zu 2006, als es noch keine Studiengebüh-
ren und Qualitätsverbesserungsmittel gab, hat 
sich der Haushalt der Uni Köln um ca. 20 Mio. 
p.a. für die Verbesserung von Studium und Leh-
re erhöht. Dies ist in vielen Bereichen deutlich 
spürbar und trägt erheblich zur Verbesserung 
der Situation in Studium und Lehre bei.“ 
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(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Dr. Stefan Berger [CDU]: Pro Kopf!) 

– Herr Berger, das war von Herrn Freimuth! 

Also: Was ist an Ihren Behauptungen zur Schlech-
terstellung der Hochschulen durch die Abschaffung 
der Studiengebühren dran?  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Pro Kopf!) 

Ich glaube, alles, was Sie hier von sich geben, ist 
heiße Luft. Sie suchen doch nur einen Grund, die 
Studiengebühren zu legitimieren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von Schwarz-Gelb. Das ist der Punkt. 
Das haben Sie beide heute wieder deutlich ge-
macht.  

Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen bundes-
weiten Entwicklung ist das doch lächerlich. Denn 
fast alle Länder, die jemals Studiengebühren einge-
führt haben, treten gerade den Rückzug an bzw. 
sind den Rückzug schon angetreten, darunter min-
destens zwei Länder mit CDU-Ministerpräsidenten. 
Ich bin mir sicher, Herr Berger: Die haben über-
haupt nicht die Absicht, das Bezahlstudium wieder 
einzuführen.  

Studiengebühren sind in Deutschland auf dem 
Rückzug. Das hat, wie wir kürzlich hören konnten, 
inzwischen auch Herr Seehofer verstanden.  

Bemerkenswert ist auch, Frau Freimuth, wenn ich 
das noch anmerken darf, die Kehrtwende der FDP 
in Bayern. Ich zitiere:  

„‚Studiengebühren abschaffen‘, forderte der 
stellvertretende FDP-Landesvorsitzende Andre-
as Fischer in der ‚Mittelbayerischen Zeitung‘ 
(Online-Ausgabe): ‚Ich bin davon überzeugt, 
dass eine Mehrheit der Bürger gegen Studien-
gebühren stimmen wird.‘“ 

Das sagte er Ende Oktober in Bezug auf das Volks-
begehren, das gerade in Bayern läuft.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Christian Lindner [FDP]: Und Helmut Schmidt 
fordert Studiengebühren!) 

Eigentlich müsste das bei Ihnen auch schon ange-
kommen sein. Studiengebühren bauen zusätzliche 
soziale Hürden auf, Frau Freimuth, insbesondere für 
einkommensschwache Familien.  

Was Sie behaupten, stimmt so nicht. In 2006 – das 
haben wir sehr genau berechnet und deutlich ge-
macht – ist die Studierendenquote in Nordrhein-
Westfalen auf einen Tiefpunkt gesunken, und zwar 
bei Einführung der Studiengebühren durch Minister 
Pinkwart. Zurzeit haben wir einen Höhepunkt bei 
der Entwicklung der Studierendenzahlen. Im Ver-
gleich zu allen anderen Bundesländern liegen wir 
über dem Durchschnitt. Deshalb ist die Wiederein-
führung der Bildungsungerechtigkeit in Nordrhein-
Westfalen für uns kein akzeptabler Weg der Haus-
haltssanierung.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Frau Dr. Seidl, wür-
den Sie Zwischenfragen von Frau Freimuth und 
Herrn Hafke zulassen? 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Nein. – Dass wir mittel-
fristig weitere Investitionen tätigen müssen, um die 
steigenden Studienanfängerzahlen aufzufangen, die 
uns die neue KMK-Prognose vorrechnet, ist durch-
aus richtig.  

Allerdings steht hier auch der Bund mit in der 
Pflicht. Der hat nicht nur seinen Teil zum Auffangen 
der Kosten für die zusätzlichen Studierenden beizu-
steuern, sondern endlich auch eine angemessene 
Masterkomponente im Hochschulpakt zu berück-
sichtigen. Ihre Fraktionen in Berlin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von CDU und FDP, weigern sich 
bisher aber, ihre Mitverantwortung wahrzunehmen 
und bürden die Deckung der zusätzlichen Kosten 
allein den Ländern auf.  

Da Sie diese Linie offensichtlich mittragen, Herr 
Berger, muss man sich wirklich fragen, welches 
Sparkonzept die CDU-Landtagsfraktion eigentlich 
verfolgt. Anstatt Frau Schavan endlich mit in die 
Pflicht zu nehmen, vernünftige Grundlagen beim 
Hochschulpakt zu schaffen, bewegen Sie sich hier 
auf hochschulpolitischem Glatteis.  

(Lachen von Dr. Stefan Berger [CDU]) 

Frau Ministerin Schulze hat, wie Sie wissen, im ver-
gangenen Jahr eine Initiative gestartet, um den 
Bund dazu zu bewegen, die erforderlichen zusätzli-
chen Finanzmittel im Hochschulpakt bereitzustellen. 
Die Verhandlungen wurden im April dieses Jahres 
im Rahmen einer GWK-Sitzung aufgenommen und 
werden hoffentlich spätestens bei der nächsten 
GWK-Sitzung am 16. November mit dem Ergebnis 
abgeschlossen, dass das Geld Anfang des kom-
menden Jahres fließen kann.  

Ich kann Ihnen nur empfehlen: Tragen Sie dazu bei, 
dass es zu einer fairen und gemeinsamen Lösung 
kommen wird.  

Herr Berger, Sie sprachen die Wohnsituation der 
Studierenden an. Erfreulich ist doch, dass nach Jah-
ren der Kürzungen durch die schwarz-gelbe Vor-
gängerregierung die Studentenwerke nun endlich 
mehr Geld erhalten, um ihre gesetzlichen Aufgaben 
zu erfüllen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir haben doch aufgestockt, was Sie in den ver-
gangenen Jahren unter Pinkwart abgebaut haben. 
Das ist doch die Realität beim Wohnungsbau. 

Auch der Bearbeitungsstau beim BAföG an einzel-
nen Hochschulstandorten muss dabei selbstver-
ständlich in den Blick genommen werden.  
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Mehr als abenteuerlich, geradezu anachronistisch 
ist der bereits zum zweiten Mal eingebrachte Vor-
schlag von der CDU, hier die zusätzlichen Mittel aus 
der Frauenförderung zu verwenden. Das zeigt auch 
noch einmal, was für ein überkommenes Frauenbild 
die CDU hat. Die gesamte Wissenschaftscommuni-
ty redet über die unzureichende Repräsentanz von 
Frauen in Führungspositionen an Hochschulen und 
in Forschungseinrichtungen. Nur Sie, Sie scheinen 
dies komplett auszublenden.  

Gleichstellung ist eine Frage der Qualität. Wir inves-
tieren deshalb in den kommenden drei Jahren 
5,4 Millionen € jährlich, um hier endlich einen ent-
scheidenden Schritt in Nordrhein-Westfalen voran-
zukommen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Sicherung aus-
reichender Finanzmittel für unsere Hochschulen ist 
ein Schwerpunkt der Landespolitik. Hochschulbil-
dung ist und bleibt ein elementarer Bestandteil der 
Bildungskette. Jeder zusätzliche Studienabschluss 
hat positive Wirkungen für den Arbeitsmarkt, redu-
ziert damit Kosten für den Staat und bringt die ge-
samte Wirtschaftsleistung voran. 

Das Land steht hier in der Tat in der Verantwortung. 
Aber auch der Bund muss sich angemessen beteili-
gen. Daher ist es erfreulich, dass die Debatte um 
das Kooperationsverbot nun an Fahrt gewonnen hat 
und wir nicht mehr alleine über Finanzspritzen für 
Eliteuniversitäten, sondern dass Bund und Länder 
endlich auch über eine gemeinsame Verantwortung 
und Finanzierung der Bildung und der Hochschulen 
in der Breite reden.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vor diesem Hintergrund sollten Sie Ihre politische 
Strategie noch einmal überdenken, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von Schwarz-Gelb. Die „Privat vor 
Staat“-Politik hat in der Gesellschaft nämlich deut-
lich an Akzeptanz verloren. Das zeigen alle relevan-
ten Umfragen der letzten Monate. Insofern bewegen 
Sie sich mit Ihren Sparvorschlägen, die zulasten der 
jungen Menschen und der Zukunftsfähigkeit unserer 
Gesellschaft gehen, auf ganz, ganz dünnem Eis. – 
Herzlichen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Dr. Seidl. – Für die Piratenfraktion spricht nun Herr 
Dr. Paul.  

Dr. Joachim Paul (PIRATEN): Verehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen 
und Bürger auf der Tribüne! Liebe Menschen im 
Stream! Frau Ministerin Schulze, Sie haben bei Ih-
ren Ausführungen zum Einzelplan 06 im Ausschuss 
deutlich darauf hingewiesen, dass die Gesamtmittel 
mit 6,65 Milliarden € die höchsten aller Zeiten sind. 

Das ist in absoluten Zahlen betrachtet natürlich rich-
tig. Der entscheidende Punkt ist aber: Die Finanzie-
rung der Hochschulen bleibt weit hinter dem Nöti-
gen zurück.  

Schauen wir uns mal die Auslastungsquoten einiger 
Hochschulen aus dem Jahr 2010 an: Die Rheinisch-
Westfälische Technische Hochschule Aachen ver-
meldet 114 %, die Ruhr-Uni Bochum 116 %, die TU 
Dortmund 110 %, die Fachhochschule Aachen 
146 %, die Fachhochschule Köln 125 %. Man kann 
das so fortsetzen.  

Die Studierendenzahlen für 2011 und 2012 werden 
wegen der doppelten Abiturjahrgänge, von denen 
Sie ja alle gewusst haben, natürlich noch höher 
sein. 

Die Unterfinanzierung hat daher auch voraussehbar 
klare Folgen: überfüllte Hörsäle, höhere Numeri 
clausi, steigende Belastungen für Lehrende und 
Lernende, Qualitätseinbußen an jeder Ecke, Streit 
um Seminarbelegungen usw. usf.  

Dennoch muss man die Hochschulen loben für ihre 
Bemühungen. Die tun wirklich alles, was sie kön-
nen. Für ihre Anstrengungen ist ihnen ausdrücklich 
zu danken. 

Die Landesregierung sagt: Wir wollen möglichst alle 
Bildungspotenziale erschließen und kein einziges 
Talent zurücklassen. – De facto werden aber Talen-
te zurückgelassen. Alle Anstrengungen sind bisher 
Investitionen in die Grundsubstanz unserer Hoch-
schulen und nicht On-Top-Ausgaben. Sie werden 
aber gerne so dargestellt. 

Die Landeshochschulrektorenkonferenz der Univer-
sitäten hat eine Forderung geäußert nach einem 
Mehrbedarf zur Schaffung einer auskömmlichen 
Kapazität von insgesamt 800 Millionen €. Für uns 
Piraten heißt das: Da hat jemand mit den Auslas-
tungszahlen wirklich mal gerechnet.  

Es gibt die Aussage, dass den Hochschulen noch 
nie so viele Mittel zur Verfügung gestellt wurden wie 
in diesem Jahr. Überprüfen wir das einfach mal. Bei 
den Maßnahmen wird von einer Steigerung der Mit-
tel um 433 Millionen € gesprochen. Davon sind 
148 Millionen € Mittel, die gemäß der Vereinbarung 
aus dem Hochschulpakt 2020 sowieso fällig wer-
den, sowie 124 Millionen € für die Kompensation 
der Studiengebühren.  

(Beifall von den PIRATEN)  

Apropos Studiengebühren: Die never ending Story 
in Nordrhein-Westfalen ist entschieden, liebe Kolle-
ginnen von Schwarz-Gelb. Wir Piraten werden die 
Abschaffung der Studiengebühren auch in Zukunft 
von unserer Seite her vehement verteidigen. 

(Beifall von den PIRATEN und der SPD) 

Im Übrigen ist an dieser Stelle mal der deutliche 
Hinweis angebracht, dass die Einführung der Stu-
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diengebühren in Deutschland von Anfang an völker-
rechtswidrig war. 

(Zurufe von der CDU und der FDP: Oh!) 

Die Bundesregierung hat den UN-Pakt über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte 1968 un-
terschrieben. Unter Willy Brandt wurde er im Parla-
ment 1973 ratifiziert. Darin haben die Vertragsstaa-
ten in Art. 13 Abs. 2 Buchstabe c die Verpflichtung 
übernommen, dass – ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis, 
Herr Präsident – „Hochschulunterricht auf jede ge-
eignete Weise, insbesondere durch allmähliche Ein-
führung der Unentgeltlichkeit“ – und nicht der Ge-
gentrend – „jedermann gleichermaßen entspre-
chend seinen Fähigkeiten zugänglich gemacht wer-
den muss“. 

Man kann die UNO natürlich als Papiertiger betrach-
ten. Man kann solche Verträge nicht ernst nehmen. 
Die FDP ist damals dabei gewesen. Ab und zu 
empfiehlt sich also ein Blick in die Geschichtsbü-
cher. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Was dieser Landesregierung allerdings zu Recht 
vorgeworfen werden muss: Das Wahlversprechen 
zur kompletten Gegenfinanzierung der Mittel ist 
nicht gehalten worden. Wir haben einen deutlichen 
Handlungsbedarf, die Qualität der Lehre weiter zu 
steigern. 

Ich muss das auch noch mal anerkennen. Frau Mi-
nisterin Schulze, Sie haben mit Sicherheit in Anbe-
tracht der Bewältigung des doppelten Abiturjahr-
gangs keine leichte Aufgabe. Wir fühlen da mit 
Ihnen. Aber viele Probleme scheinen hausgemacht. 
Vor allen Dingen verstehe ich nicht, warum im Aus-
schuss immer wieder über diese Frage gestritten 
wird, statt mal grundsätzlich über Hochschule und 
Wissenschaft nachzudenken. 

Ich finde, in diesem Kontext sollten auch Union und 
FDP einmal schlicht verbal abrüsten. Denn Rüttgers 
und Pinkwart waren an G8 ja nachweislich beteiligt.  

Das sprichwörtliche Kind ist nun im Brunnen. Was 
folgt, ist ein leider unverantwortlicher Umgang mit ei-
ner ganzen Generation Studierender. Junge Erwach-
sene, die sich wirklich engagieren und bilden wol-
len – das merkt man ja an den Zuwachszahlen –, 
werden aufgrund von sogenannten Sachzwängen in 
ihrem Lebensweg beeinträchtigt.  

Genau diese Sachzwänge haben sich auch im 
Haushaltsverfahren wieder gezeigt. Wir haben be-
antragt, die Mittel für die Studentenwerke um 
1,5 Millionen € zu erhöhen. Im Gegensatz zur FDP 
haben wir es für nötig befunden, doch noch mal ei-
nen Antrag zu stellen, sogar zwei. Ich denke, wir Pi-
raten zeigen mit diesem Beispiel einer konstruktiven 
Politik, dass wir unseren Vorstellungen dort folgen. 

Das Problem existiert schon seit Anfang des Jahres. 
Es wäre auch durchaus möglich gewesen, gemein-

sam mit den Studentenwerken etwas zu bewegen. 
Da kamen auch Vorschläge. Auf deren Bitten, doch 
mehr Mittel zur Einstellung von zusätzlichen Bear-
beiterinnen und Bearbeitern bereitzustellen, fand die 
Landesregierung aber nur die Antwort, dass sie für 
das nächste Jahr etwas plane. Das Problem ist aber 
sehr aktuell, und es wird ein Teil der Studenten er-
heblich darunter leiden. Stattdessen werden völlig 
unnötig Mittel für ein Online-Self-Assessment-
Verfahren bereitgestellt, das man schon heute mit 
drei Klicks im Internet erreichen kann. Ich verstehe 
nicht, warum die Landesregierung dort versucht, 
das Rad noch einmal zu erfinden. Die Dinge gibt es 
doch schon.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die Folge wird sein, dass Studierende ein halbes 
oder ein ganzes Semester ohne finanzielle Unter-
stützung auskommen müssen. Dann springen na-
türlich die Eltern ein. Wir kennen das; es tut gut, ab 
und zu mal mit Studenten zu sprechen. 

Sie sind mit dem Anspruch angetreten, Hürden im 
Bildungssystem zu beseitigen. Sie finden dabei die 
Unterstützung der Piratenfraktion; das ist überhaupt 
keine Frage. Deswegen fordern wir Sie auf: Lassen 
Sie einmal Taten folgen!  

In dem Zusammenhang habe ich ein paar Vor-
schläge – lassen Sie uns mal gemeinsam über die 
Zukunft nachdenken –:  

Erstens: Bahnhofsdenken. Wenn ein Verkehrspla-
ner immer nur neue und vielleicht größere Bahnhöfe 
bauen und umbauen würde, statt die Frage nach 
einer reibungslosen Verkehrsregulierung zu stellen, 
würden wir sehr schnell die Leute in den weißen Kit-
teln rufen. Wir müssen, wenn wir die Forderungen 
nach lebenslangem Lernen nicht nur zum Bestand-
teil bildungspolitischer Sonntagsreden machen, 
sondern uns auch ernsthaft dem vernachlässigten 
Problem der altersbedingten Chancenungleichhei-
ten stellen wollen, den Hochschulbereich als offe-
nen Teil eines Postsekundarbereichs verstehen. 

Zweitens: Medienentwicklung. Sie macht es schon 
seit längerer Zeit für jeden Mann und jede Frau 
möglich, an jedem Ort an didaktisch aufbereitete In-
formationen zu kommen. Die Chance, das Lernen 
und Lehren in einem sozial gestützten ubiquitären 
Bildungssystem zu nutzen, ist bislang zugunsten 
desintegrierter Lösungen verhindert worden. Viele 
unserer Probleme – hier vor allem die Kapazitäts-
probleme – könnten gelöst werden, würde das Stu-
dium im Medienverbund in die Hochschulen inte-
griert, statt weiterhin ein relativ isoliertes Landes-
fernlehrinstitut zu betreiben. Die Kompetenz, die 
dort vorhanden ist, lässt sich auch anders verwen-
den. 

Drittens. Mit dualen Studiengängen sind vor allem in 
anderen Bundesländern auch gute Erfahrungen 
gemacht worden. Dieser Weg berufsqualifizierender 
Studienabschlüsse ist sinnvoller, als weiterhin nur 
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auf den Bachelor zu setzen, was sich als Potemkin-
sches Dorf in der Perversion des Hochschulstudi-
ums, als zunehmendes Bulimie-Lernen erweist. 

Viertens. Wer A sagt, muss auch nicht unbedingt B 
sagen. Der Bologna-Prozess hat nunmehr zehn 
Jahre lang seine Erwartungen nicht erfüllt. Bevor wir 
weitere Generationen verheizen, sollten wir das mal 
neu denken. In der Lebensphase der Menschen 
wird die Zeit der Berufstätigkeit immer kürzer wer-
den – erst recht, wenn wir lernen, den Produktivi-
tätsfortschritt zugunsten eines Menschenrechts auf 
menschenwürdige Arbeit und menschenwürdige 
Muße gerechter zu verteilen. Außerdem wird ein 
Persönlichkeitsmangel der Bachelor-Absolventen 
beklagt. Der Bologna-Prozess ist in seiner jetzigen 
Realisierung mit dem Menschenrecht auf offene 
Bildung nicht vereinbar. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Zum Abschluss noch eine grundsätzliche Anmer-
kung. Wissenschaft ist eine Tätigkeit, die Wissen 
schafft. 

(Zuruf) 

– Ja, der dauert etwas. – Ein Kernanliegen von 
Wissenschaft ist daher – und sei es auch noch so 
kompliziert – die Nachvollziehbarkeit, die Erkennt-
nis, das Weltverständnis, der Konsens und der Dis-
kurs als kulturelles Gemeingut von uns allen. Und 
was machen wir hier? Wir überlassen Hochschul-
bewertungen Institutionen wie dem Centrum für 
Hochschulentwicklung und anerkennen ihre Ran-
kings, zu denen weder Datensätze noch eine detail-
lierte wissenschaftliche Beschreibung der ange-
wandten Methodik veröffentlicht werden. Meine 
Damen und Herren, das nenne ich Esoterik. Wir 
überlassen die Bewertung unserer Hochschulen ei-
ner sich selbst als elitär verstehenden Sekte. 

(Beifall von den PIRATEN) 

International renommierte Wissenschaftler – ich 
meine, die können wir nicht einfach für blöd halten – 
haben davor gewarnt, im Bereich Wissenschaft al-
les zu ökonomisieren. Dazu gehören Chomsky, 
Dijkstra, Erwin Chargaff – er hat davor gewarnt, 
dass „l“ im Wort „Wissenschaftler“ nicht zum selben 
„l“ werden zu lassen wie im Wort „Gschaftlhuber“ – 
und Richard Sennett – als Pirat dachte ich mir, ich 
mache mal das mit dem Buch –, dessen Buch den 
einfachen Titel „Zusammenarbeit“ trägt. 

Die Dimension dessen, was wissenschaftliche Effi-
zienz und Effektivität ausmacht, erschließt sich nicht 
allein betriebswirtschaftlich kontaminiertem Vorstel-
lungsvermögen. Ich habe das schon mal gesagt. 
Das ist mein persönliches hochschulpolitisches 
Ceterum censeo. – Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Dr. Paul. – Für die Landesregierung spricht nun 
Frau Ministerin Schulze. 

Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Mit dem Haus-
haltsentwurf 2012 werden zwei zentrale Weichen 
gestellt, zwei zentrale Schwerpunkte gesetzt: einer 
für die gute Lehre und der andere für die exzellente 
Forschung in Nordrhein-Westfalen. Deshalb ist es 
gut, sich einfach noch mal die Fakten anzusehen. 
Was sind denn die Zahlen, die in diesem Haushalt 
stehen? 

Trotz strenger Ausgabendisziplin, die wir uns vor-
genommen haben, steigen die Ausgaben für Inno-
vation, Wissenschaft und Forschung auf 
6,6 Milliarden €. Das ist ein Rekordniveau. Sie kön-
nen das im Haushalt nachlesen. Wir geben rund 
7 % mehr aus als im Vorjahr.  

Schauen wir uns das im Einzelnen an:  

Erstens. Wir setzen die Öffnung der Hochschulen 
fort. 2011 gab es den ersten Schritt mit der Abschaf-
fung der Studiengebühren. Ich finde es sehr gut, 
dass wir das in fast jeder Plenarrunde und in fast 
jedem Ausschuss wieder diskutieren, denn es ist ein 
entscheidendes Merkmal, an denen man die großen 
Parteien unterscheiden kann. Ja, wir stehen zur Ab-
schaffung der Studiengebühren. Das war gut und 
richtig so. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Viele Bundesländer sind uns darin übrigens schon 
gefolgt. Niedersachsen und Bayern sind die letzten, 
die noch Studiengebühren erheben. Aber auch dort 
gibt es Diskussionen darüber. Und wenn die Mehr-
heiten stimmen, werden auch dort die Studienge-
bühren abgeschafft. 

Herr Berger, Sie sagen, dass über die Studienge-
bühren Studienplätze finanziert werden sollen. Ich 
freue mich auf die öffentliche Debatte dazu. Erklä-
ren Sie einem Mediziner, einer Medizinerin, dass sie 
bald 180.000 € oder 200.000 € zahlen müssen. Er-
klären Sie jemandem, der einen eher labororientier-
ten Studienplatz hat, über welche Summen wir da 
reden. Lassen Sie uns offen weiter darüber diskutie-
ren, ob wir uns dem britischen Niveau nähern und 
10.000 € an Studiengebühren nehmen wollen, da-
mit ein Studienplatz finanziert werden kann, oder ob 
wir bei der solidarischen Finanzierung bleiben, die 
wir im Hochschulpakt haben: Bund und Land finan-
zieren den doppelten Abiturjahrgang gemeinsam. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Frau Ministerin, 
würden Sie eine Zwischenfrage zulassen? 
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Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung: Ja. 

Dr. Stefan Berger (CDU): Vielen Dank, Frau Minis-
terin. Erst einmal bin ich mir nicht sicher, ob Sie 
mich da richtig verstanden haben; ich habe diese 
Aussage nicht so getätigt. – Ich habe eine zweite 
Frage: Ist es richtig, dass die Finanzierung pro Kopf 
im Vergleich zum letzten Jahr gesunken ist oder 
nicht?  

Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung: Herr Berger, die Frage, die 
Sie eben aufgeworfen haben, ist, ob die Studienge-
bühren zur Schaffung von Studienplätzen genutzt 
werden. Mein Vorgänger Andreas Pinkwart hat hier 
immer wieder gesagt, sie seien zur Verbesserung 
der Qualität der Lehre. Was Sie neu eingebracht 
haben – das finde ich ein interessantes Modell –, 
ist, dass Sie Studiengebühren wollen, um darüber 
Studienplätze zu schaffen. Lassen Sie uns offen 
weiter darüber diskutieren. Das ist spannend.  

Mir geht es aber um die Öffnung der Hochschulen. 
Dafür ist es wichtig, dass wir jetzt ein Online-Self-
Assessment auf den Weg gebracht haben. Herr 
Paul, Sie sagen, man brauche es nicht. In den ers-
ten Tagen sind schon über 3.000 Interessierte auf 
dieser Seite gewesen. Es ist ein neues Angebot, 
weil man dort genau nachsehen kann: Passt dieser 
Fachbereich zu mir? Habe ich die entsprechenden 
Fähigkeiten? – Es ist gemeinsam von Lehrerinnen 
und Lehrern und von Professorinnen und Professo-
ren entwickelt worden. Ich glaube, es ist ein gutes 
Instrument.  

Wir haben die Hochschulen geöffnet durch ein 
Diversity-Management, das Chancengerechtigkeit 
schafft und die Vielfalt der Gesellschaft auch auf-
nimmt. Wir haben zum Zweiten die Lehr- und die 
Studienqualität durch die Qualitätsverbesserungs-
mittel erhöht. Es ist gut, dass die Hochschulen 2012 
an der Stelle 124 Millionen € mehr haben. Das ist 
Geld, das unmittelbar zur Verbesserung der Lehre 
eingesetzt wird. Dass die Hochschulen das behal-
ten können, ist nicht selbstverständlich. In Hessen 
hat eine Koalition ihnen das Geld auf anderem We-
ge wieder abgenommen. Es ist gut, dass es unse-
ren Hochschulen zusätzlich zur Verfügung steht.  

Unser Ziel ist vollkommen klar: Wir wollen ein at-
traktives, ein konkurrenzfähiges Studienangebot. 
Dazu brauchen wir die Fortführung des Hochschul-
pakts ebenso wie das Fachhochschulausbaupro-
gramm und das Hochschulmodernisierungspro-
gramm. Wir sorgen mit dieser Landesregierung und 
mit dem Parlament für eine gute, verlässliche Fi-
nanzierung für die Hochschulen. Wir haben eine 
Hochschulvereinbarung, die bis 2015 den Hoch-
schulen garantiert, dass sie diese Mittel zur Verfü-
gung haben. 

Zusammengefasst: Rund 3,8 Milliarden € für die 
Hochschulen, eine Milliarde € für die Medizin dazu – 
das ist eine Steigerung von 8,6 % für die Hochschu-
len. Suchen Sie das einmal in einem anderen Bun-
desland! Wir haben hier wirklich Enormes geleistet.  

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, es bleibt dabei: Die 
Hochschulen in Nordrhein-Westfalen verfügen heu-
te über deutlich mehr Geld für Lehre, Forschung 
und Studium als jemals zuvor. Da können Sie noch 
solche Rechentricks anstellen. Es bleibt dabei: Es 
gab noch so viel Geld an den Hochschulen wie heu-
te. 

Wir ermöglichen allen jungen Menschen wirkliche 
Chancengleichheit und mehr Bildungsbeteiligung. 
Dazu gehört natürlich auch das studentische Leben. 
Dazu gehört aber auch, dass wir einmal über die 
Wahrheit reden. Herr Berger, wer hat denn die Mit-
tel für die Studentenwerke gekürzt? Sie haben in 
Ihrer Zeit die Mittel für den Studentenwohnheimbau 
halbiert  

(Beifall von der SPD) 

und stellen sich jetzt hierhin und sagen: Warum ist 
da nicht gebaut worden? – Wir konnten überhaupt 
erst ab 2010 anfangen, den Studentenwerken wie-
der mehr Geld zu geben. Hätten Sie den Artikel, 
den Sie zitiert haben, wirklich zu Ende gelesen, hät-
ten Sie auch gesehen, dass Herr Meyer auf der 
Heyde uns ausdrücklich dafür lobt, dass wir da Geld 
zur Verfügung stellen.  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Sie haben erst 
vorgestern angefangen!) 

– Nein, wir haben nicht vorgestern angefangen, 
Herr Berger, wir haben vor zweieinhalb Jahren da-
mit angefangen. Seitdem passiert in dem Bereich 
auch etwas. Wir haben die allgemeinen Zuschüsse 
erhöht. Die Studentenwerke haben heute deutlich 
mehr Geld, als sie unter Schwarz-Gelb hatten. 

Unser Ziel ist es, dass auch das Umfeld für die Stu-
dierenden stimmt, dass sie gute Wohnbedingungen 
vorfinden. Deswegen ist es auch gut, dass wir das 
neue Programm jetzt auf den Weg gebracht haben. 

Ein bisschen wundert mich, Frau Freimuth, dass Sie 
uns auf der einen Seite immer wieder erzählen, das 
Hochschulgesetz sei das beste aller Zeiten gewe-
sen; wir sollten die Hochschulen in Ruhe lassen; 
das mit der Freiheit der einzelnen Hochschulen sei 
doch schon in Ordnung. – Auf der anderen Seite 
fordern Sie jetzt von mir, dass ich Konzepte vorlege 
und sage, wie wir die Hochschulen anleiten wollen, 
und dass wir auf diesem Weg weiter vorangehen. 
Ich nehme das als Unterstützung dafür, dass wir 
das Hochschulgesetz ändern müssen. Ich weiß uns 
da auf einem guten Weg, und ich freue mich auf die 
Debatte mit Ihnen, weil Sie offensichtlich auch die 
Notwendigkeit sehen, dass wir die Hochschulen an 
der Stelle stärker begleiten.  
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(Angela Freimuth [FDP] schüttelt den Kopf.) 

Der zweite Punkt, den wir als Landesregierung vo-
ranbringen, ist die Forschungs- und die Technolo-
giestrategie. Ich habe Ihnen „Fortschritt NRW“, das 
Rahmenprogramm, vorgestellt. Damit stärken wir 
den Forschungsstandort hier in Nordrhein-
Westfalen. Wir haben das neue Max-Planck-Institut, 
das uns in der Frage der Energiekonversion weiter-
bringen wird. Wir haben auch die zweite Ausbaustu-
fe für die Petaflop-Höchstleistungsrechner in Jülich. 
Sie kosten eine Menge Geld, aber das sind wirklich 
sinnvoll investierte Mittel.  

Wir können mit dem, was wir hier in der For-
schungspolitik an Geld investieren, wirklich Antwor-
ten auf die großen Herausforderungen unserer Zeit 
geben. Wir stärken ganz gezielt die Wettbewerbsfä-
higkeit unseres Forschungsstandortes. Wir kämpfen 
gegen den Fachkräftemangel, und wir sorgen für 
eine Verbesserung der Wettbewerbsposition hier in 
Nordrhein-Westfalen.  

Falls Sie noch nicht ganz so überzeugt sind: Ich 
durfte gestern beim Bundesverband mittelständi-
sche Wirtschaft referieren und habe dort unsere In-
novationsstrategie vorgestellt. Die waren übrigens 
von dieser Strategie ganz begeistert. Wenn man 
sich vorstellt, dass der überwiegende Teil unserer 
Industrie mittelständisch geprägt ist, fühle ich mich 
da jedenfalls in guter Gesellschaft.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir setzen den Konsoli-
dierungskurs fort. Das ist notwendig. Wir schaffen 
aber gleichzeitig Spielraum für die Gestaltung der 
Zukunft in Nordrhein-Westfalen. Wir investieren in 
die Bildung, wir investieren in die Forschung, wir in-
vestieren in junge Menschen. Das ist gut angelegtes 
Geld. Ich würde mich über eine Unterstützung die-
ses Einzelplans wirklich freuen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Damit sind wir am Schluss der Bera-
tung; mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 06. Der Haushalts- und Finanzausschuss emp-
fiehlt in der Beschlussempfehlung Drucksache 
16/1206, den Einzelplan unverändert anzunehmen. 
Ich darf Sie fragen, wer dafür ist, dieser Beschluss-
empfehlung zu folgen. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich der Stimme? – Damit ist die Beschluss-
empfehlung mit den Stimmen der Fraktionen der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen angenommen 
und der Einzelplan 06 beschlossen.  

Wir kommen zurück zu den vorhin beratenen Ein-
zelplänen 05 und 03 und holen die Abstimmung 
nach. 

Zu dem Einzelplan 05, Ministerium für Schule und 
Weiterbildung, liegt uns die Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1205 des Haushalts- und Finanz-
ausschusses vor. Er empfiehlt, den Einzelplan un-
verändert anzunehmen. Ich darf auch hier um 
Handzeichen bitten, wer dieser Beschlussempfeh-
lung folgen möchte. – Wer ist dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Bei vereinzelten Enthaltungen der 
Fraktion der Piraten ist diese Beschlussempfehlung 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen bei Gegenstimmen aus den 
Fraktionen CDU, FDP und Piraten angenommen. 
Der Einzelplan 05 ist verabschiedet.  

Dann kommen wir zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 03, Ministerium für Inneres und Kommuna-
les. Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt 
in Drucksache 16/1203, den Einzelplan 03 unver-
ändert anzunehmen. Ich darf auch hier um Hand-
zeichen bitten, wer dieser Beschlussempfehlung 
Folge leisten möchte. – Wer ist dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Damit ist auch die Beschluss-
empfehlung Drucksache 16/1203 mit den Stim-
men der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
bei Gegenstimmen der Fraktionen CDU und FDP 
und Enthaltungen der Fraktion der Piraten ange-
nommen. Der Einzelplan 03 ist damit verabschie-
det.  

Wir kommen nun zum 

 Einzelplan 10 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

mit den Teilbereichen Umwelt und Naturschutz, 
Verbraucherschutz, Landwirtschaft und Klima-
schutz. Ich weise hier auf die Beschlussempfehlung 
und den Bericht des Haushalts- und Finanzaus-
schusses Drucksache 16/1210 hin und eröffne die 
Beratung für die folgenden Teilbereiche: 

 Teilbereich 
Umwelt und Naturschutz 

 Teilbereich 
Verbraucherschutz  

 Teilbereich 
Landwirtschaft 

Für die Fraktion der CDU hat die Kollegin Schulze 
Föcking das Wort.  

Christina Schulze Föcking (CDU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wohl 
kaum ein Bereich ist so negativ von dem Regie-
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